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Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Marcel Luthe 
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
A n t w o r t 
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/27638 
vom 17. Mai 2021 
über Gewalt und Sexualdelikte in Familien II 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:  
 
1. Wie stellt die für Justiz zuständige Senatsverwaltung sicher, dass an den Familiengerichten darüber infor-
miert wird, dass der Grundsatz in § 36 Abs. 1 Satz 2 FamFG, Vergleiche zu befördern, in Gewaltschutzsa-
chen nicht gilt. (Laut Gesetzesbegründung soll das Gericht im Hinblick auf eine effektive Durchsetzung (Straf-
barkeit nach § 4 GewSchG) der im GewSchG vorgesehenen Maßnahmen den Abschluss einer Vereinbarung 
zwischen den Beteiligten gerade nicht fördern). 
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/93728/ddf0bb44235e207056818876f794767f/famfg-familiensachen-ar-
beitshilfe-data.pdf 
 

Zu 1.: Es ist dem Senat aufgrund der verfassungsrechtlich verbürgten richterlichen Unab-
hängigkeit verwehrt, Einfluss auf die Gestaltung eines familiengerichtlichen Verfahrens zu 
nehmen. Die in der Fragestellung erwähnte Arbeitshilfe ist den Familiengerichten bekannt. 
 
2. Wie stellen die bezirklichen Jugendämter sicher, dass ihren Mitarbeitern bekannt wird, dass der Grundsatz 
in § 36 Abs. 1 Satz 2 FamFG, Vergleiche zu befördern, in Gewaltschutzsachen nicht gilt und sie darauf auch 
bei Gericht hinweisen?  

 

Zu 2.: Es ist davon auszugehen, dass diese Vorschrift den in den Jugendämtern han-
delnden Mitarbeitenden bekannt ist. 
 
3. Wie viele Anordnungen nach § 33 Abs. 1 Satz 2 FamFG sind in den jeweiligen Jahren 2015 bis 2021 an 
den jeweiligen Familiengerichten getroffen worden? 
 

Zu 3.: Statistisch auswertbare Erfassungen über die Anzahl der Anordnungen nach § 33 
Abs. 1 Satz 2 FamFG finden nicht statt. 
 
4. Wie viele Videokonferenzen nach § 32 Abs. 3 FamFG sind in den jeweiligen Jahren 2015 bis 2021 an den 
jeweiligen Familiengerichten geführt worden? 
 

Zu 4.: Insgesamt fanden an den Familiengerichten im gefragten Zeitraum folgende Video-
konferenzen statt. 
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Amtsgericht Jahr 
Anzahl der Videokonferenzen 
in Familiensachen 

Köpenick 2020 2 

 2021 7 

Pankow/Weißensee 2020 14 

 2021 43 

Schöneberg ./. ./. 

Tempelhof-Kreuzberg 2021 5 

 
Hierin enthalten sind jedoch auch Videokonferenzen in Ehe- und Familienstreitsachen, auf 
die § 32 FamFG gem. § 113 Abs. 1 Satz 1 FamFG keine Anwendung findet. Eine Differen-
zierung nach Ehe- und Familienstreitsachen sowie den übrigen Familiensachen ist man-
gels entsprechender statistischer Erfassung nicht möglich. 
 
5. Soweit der Senat die Fragen zu 3) oder 4) nicht vollständig beantworten kann: was hat der Senat unter-
nommen, um die Information in Erfahrung zu bringen? 
 

Zu 5.: Die genannten Fragen wurden vollständig beantwortet. 
 
6. Teilt der Senat die nachstehende Rechtsauffassung? 
 

 
 
Zu 6.:  Der Senat bewertet keine in der Literatur vertretenen Rechtsauffassungen.  
 
 
Berlin, den 3 Juni 2021 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Brückner 
Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung 


